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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-003704/2023
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Paul Tang (S&D), Karen Melchior (Renew), Alexandra Geese (Verts/ALE), René Repasi (S&D), 
Birgit Sippel (S&D), Alex Agius Saliba (S&D), Maria-Manuel Leitão-Marques (S&D), Evelyn 
Regner (S&D)

Betrifft: Enthüllungen über den Handel mit sensiblen personenbezogenen Daten von 
Entscheidungsträgern und (militärischen) Beamten der EU durch in Echtzeit arbeitende 
Online-Werbesysteme

Aus einer kürzlich durchgeführten Untersuchung geht hervor, dass der Handel mit sensiblen 
personenbezogenen Daten von Entscheidungsträgern und (dem Militärstab angehörenden) Beamten 
der EU allgegenwärtig ist, was eine erhebliche Bedrohung für die Sicherheit der EU-Organe darstellt. 
Die Quelle für diesen Datenaustausch wird als Gebotsabgabe in Echtzeit (RTB) bezeichnet, eine 
Werbetechnologie, die auf fast allen Websites und Apps verbreitet ist.

Diese Enthüllungen sind beunruhigend und werfen dringende Fragen auf.

1. Gedenkt die Kommission den Europäischen Datenschutzausschuss und andere einschlägige 
Aufsichtsbehörden aufzufordern, die Angelegenheit gemäß Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe e der 
Datenschutz-Grundverordnung dringend zu prüfen?

2. Kann die Kommission eine umfassende Bewertung der Frage vorlegen oder in Auftrag geben, 
inwieweit politische Entscheidungsträger und (dem Militärstab angehörende) Beamte der EU 
durch die RTB ins Visier genommen werden und wie ihre sensiblen Daten an Russland und 
China übermittelt werden?

3. Welche konkreten Schritte erwägt die Kommission in der nächsten Wahlperiode zu ergreifen, um 
die Unionsbürger zu schützen, z. B. durch die Einführung von Rechtsvorschriften zur 
Segmentierung des Werbemarkts und von anderen Beschränkungen, um angesichts der 
genannten Bedrohungen die Privatsphäre der Unionsbürger zu schützen und für ihre Sicherheit 
zu sorgen, und zwar in Anbetracht der Erstellung psychologischer Profile, was sehr an die Arbeit 
von Cambridge Analytica erinnert, des Einsatzes von RTB-Daten für Überwachungszwecke und 
des Fehlens von Rechtsvorschriften oder Durchsetzungsmaßnahmen, mit denen sich dies 
unterbinden ließe?
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